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Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

die über lange Zeit in Otzenhausen, im letzten Jahr in Suhl und nun hier in Wit-

tenberg stattfindende Tagung der Deutschlandforscher ist seit jeher ein Seismo-

graph des Umgangs mit der zweiten deutschen Diktatur gewesen, also ein Spie-

gel zeithistorischer Aufarbeitung und Forschungsentwicklung. Nachdem im ver-

gangenen Jahr die DDR als Teil einer integrierten deutschen Nachkriegsge-

schichte im Mittelpunkt stand, zielt die Planung der diesjährigen Forschertagung 

auf die Stellung der DDR in der Geschichte des 20. Jahrhunderts. Beide The-

menstellungen werfen die Frage nach der Bedeutung der ostdeutschen Kommu-

nismusgeschichte für die deutsche und europäische Zeitgeschichte auf. Beide 

reagieren auf die Sorge vor einer drohenden Verinselung und Provinzialisierung 

der DDR-Forschung und setzen hier einen dezidierten Integrationsanspruch ent-

gegen: Die eine will dazu beitragen, die fast fünfzigjährige Herrschaft des 

Kommunismus in Ostdeutschland als besonders aussagekräftiges Fallbeispiel 

der globalen Ost-West-Teilung nach 1945 zu begreifen. Die andere drängt dar-

auf, die DDR in einer europäischen Entwicklungslinie des 20. Jahrhunderts zu 

betrachten, die ihren Anfang in  der Urkatastrophe des Ersten Weltkriegs nahm. 

Nun ist der Appell zur säkularen Einbettung der DDR-Geschichte bekanntlich 

nichts ganz Neues mehr. Seit dem Sturz der SED-Diktatur schwankt das Charak-

terbild der DDR in der Aufarbeitungsgeschichte zwischen gegensätzlichen Po-

len: Wir sehen sie besonders in der deutschen Forschung emporgehoben entwe-

der zu einem genuinen Teil des totalitären Jahrhunderts oder auch zum grausam 

zerstörten Traum der Menschheitsbefreiung im Zeichen des Sozialismus und. 
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Auf der anderen Seite sehen wir sie vor allem in der internationalen Stalinismus-

forschung, aber auch in der bilanzierenden Nachbetrachtung früherer Wegbe-

gleiter ernüchtert zu einer Fußnote der Weltgeschichte verkleinert. Zugleich hat 

sich nach den großen Etikettenbeschriftungen der Jahre nach 1990 mittlerweile 

eine deutliche Distanz zu übergreifenden Gesamturteilen entwickelt, die die 

DDR auf den einen Begriff bringen und ihr einen festen Platz im historischen 

Gedächtnis der Gegenwart anweisen wollen.   

 

Der Palast der Republik als säkularer Ortstermin 

Um gegen diesem Trend die Erkenntnischancen der Frage nach dem Ort der 

DDR im 20. Jahrhundert auszuloten, möchte ich daher umgekehrt von einem 

eher kleinen Gegenstand ausgehen, der allerdings zumindest optisch im Zentrum 

des SED-Regimes stand: dem Palast der Republik. Ungeachtet seines eigentüm-

lichen, auf säkulare Bezugspunkte deutenden Namens kam die Diskussion um 

Abriss oder Erhaltung weitgehend ohne Argumente aus, die übergreifende histo-

rische Bezüge thematisierten. Der Palast der Republik stand stellvertretend für 

zuletzt 2700 Kulturhäuser in der DDR, die nach dem unmittelbaren Vorbild der 

„Häuser der Sowjets“ in der UdSSR in Stadt, Land und Betrieb den Platz der 

Kirchen und ihrer Gemeindearbeit einnahmen und auf diese Weise die politische 

Sakralisierung des Kommunismus an der Macht unterstützten.  

Dass der Volkspalast an der Stelle des vernichteten Hohenzollernschlosses nur 

in seinen historischen Bezüge angemessen zu beurteilen sei, galt entsprechend in 

seiner Entstehungszeit hüben wie drüben für ausgemacht. Die propagandistische 

Lesart der kommunistischen Bauherren sah es in die revolutionäre „Tradition 

der deutschen Arbeiterklasse“ eingelassen.1 Sie definierte den Standort als einen 

Bauplatz der deutschen Revolution, auf dem die Barrikadenkämpfen des März 

 
1 Heinz Graffunder/Martin Beerbaum/Gerhard Murza, Der Palast der Republik, Leipzig 1977, S. 9. 
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1848 und der  sog. Spartakusaufstand vom Januar 1919 mit dem Sieg der Sow-

jetsoldaten zusammenflossen, „Die sich [...] zum letzten Nest der Nazis kämpf-

ten, das alte Schloss durchquerend“: „Sie bauten unter Einsatz ihres Lebens / 

Schon damals mit an unserer Republik ! An diesem Hause auf historischem 

Platz“.2 Aus der entgegen gesetzten Optik der bundesdeutschen Presse reihte die 

DDR sich hingegen mit „dem Prunk-Palast“ [...] ein in die Reihe anderer totali-

tärer Staaten, von Hitlers Deutschland und Mussolinis Italien bis zu Stalins 

Russland: Nicht kleckern, sondern klotzen, lautet die Devise des Staates“.3  

Aus nachzeitiger Perspektive wird allerdings deutlich, dass andere Jahrhundert-

bezüge die Oberhand behielten. Mit dem Schlossabriss hatte die 1950 auf städ-

tebauliche Exkursion nach Moskau gegangene SED-Führung in ihrer Hauptstadt 

auf dem Schlossplatz, also an der Stelle der äußersten historischen und künstle-

rischen Verdichtung, ein neues, stalinistisches Stadtbild zu verwirklichen ge-

sucht. Es sollte den radikalen Bruch mit der Triumph der Machbarkeit inszenie-

ren, und diese Machbarkeit ging aus der den stalinistischen Städtebau leitenden 

Verbindung von planerischer Rationalität und politischer Zentralität hervor: 

„Das Zentrum bildet den bestimmenden Kern der Stadt. [...] Der Lustgarten hat 

besondere politische Traditionen und eine günstige Lage als Abschluss der 

Hauptanmarschstraße für die Demonstrationen unter den Linden. Er ist der beste 

Platz für fließende und stehende Demonstrationen. Die erforderliche Größe ist 

nur durch Abriss des Schlosses zu erreichen.“4 In den folgenden Jahren wurde 

zwar durch Zusammenlegung von Schlossplatz und Lustgarten der „Zentrale 

Platz“ geschaffen, nicht aber das „Zentrale Gebäude“, das in den Bauplänen der 

fünfziger Jahre als „Stadtkrone“ und Hochhausdominante von monumentalen 

Dimensionen auftaucht.5  

 
2 Helmut Baierl, Prolog zur Eröffnungsfeier des Palast der Republik, zit. n.  Schug (Hg.), Der Palast der Repu-
blik, S. 32. 
3 Zit. b. Flamm, Der Palast der Republik, in: Schulze/François (Hg.), Deutsche Erinnerungsorte, S. 673. 
4 Zit. n. Katrin Jordan, in: Schug (Hg.), Palast der Republik, S. 22. 
5 Bruno Flierl, , Planung und Bau des Palastes, in: Thomas Beutelschmidt/Julia M. Novak (Hg.), Ein Palast und 
seine Republik, S. 60.  
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Interessanterweise griff der schließlich erst sehr viel später gebaute Palast der 

Republik tatsächlich dann aber auf Traditionen weit vor dem Stalinismus zu-

rück. Volkshäuser waren als öffentliche Versammlungsorte und Arbeiterklubs 

bereits seit 1890 besonders in Deutschland und Russland zur Blüte gekommen, 

und sie wiesen eine typische Mischnutzung als Bildungs- und Vergnügungszent-

ren mit Bibliotheken, Kinoräumen und Kegelbahnen auf. Der Bau des Palastes 

der Republik mit seiner „funktionalen Vielseitigkeit“ und seiner „großen Palette 

verschiedener Nutzungen“ in der „Grundform des Sechsecksaales“6 stellte sich 

betont in eine Tradition der Volksbildung, die sich der bürgerlichen und feuda-

len Traditionen siegreich bemächtigt hatte. Zudem sollte der Bau demonstrieren, 

dass der sozialistische Staat seinen politischen Aufgaben in unbefangener Of-

fenheit und auf Augenhöhe mit den Zerstreuungsbedürfnissen der Bevölkerung 

nachzugehen fähig sei. Die silhouettenprägende Korrespondenz mit dem abge-

rissenen Stadtschloss und die trophäenartige Berufung auf den Palastcharakter 

mochten aus der Außenperspektive noch so schockierend ikonoklastisch und 

zerstörungswütig wirken. In der Binnenwelt der kommunistischen Bauherren 

knüpfte  der Palast der Republik an ein emphatisches und weit in die Geschichte 

zurückweisendes Bild des Arbeiters an, der in den Worten der Allgemeinen Ar-

beiter-Zeitung vom 18. Mai 1849 „die Arbeit des Kopfes seinen Beitrag zur Be-

freiung, Bildung und Veredlung des Volkes liefern“ kann.7   

Statt  für das Pathos des alle Widerstände siegreich brechenden Fortschrittsden-

kens stand der Palast der Republik nunmehr für die vorkommunistische Kom-

promissformel der friedlichen Koexistenz von Politik und Unterhaltung. Er ver-

körperte eine sozialistische Lebenswelt, die nicht mehr im Bruch mit allem Al-

ten, sondern im gezielten Anschluss auch an die bürgerliche Moderne ein erfolg-

reiches Arrangement zwischen System und Bevölkerung gefunden hatte.8 Das 

 
6 Institut für Kulturbauten 1974, zit. b. Lara Kneisler, „Die „erträumte DDR“ 
7 Zit. n. Thomas Welskopp, Klasse als Befindlichkeit. Vergleichende Arbeitergeschichte vor der kulturhistori-
schen Herausforderung, in: Archiv für Sozialgeschichte 38, 1998, S. 301-36, hier S. 319. Ebenso  
8 Graffunder/Beerbaum/Murza, Der Palast der Republik, S. 15. 
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Konzept schien glänzend aufzugehen: „Erichs Lampenladen“ mit seinen 13 Re-

staurants, Cafés und Bars wurde zu über 90% gastronomisch und kulturell und 

nur gelegentlich für politische Inszenierungen wie die Tagungen der in der 

kommunistischen Herrschaftsrepräsentation randständigen Volkskammer ge-

nutzt. Im Bewusstsein weiter Teile der DDR-Bevölkerung und ausweislich der 

notorischen Warteschlangen für Eintrittskarten behauptete er seinen Rang als 

leuchtende Insel in der Tristesse bis zum Ende der DDR – und darüber hinaus. 

Die andere Hälfte Berlins hingegen sah sich hingegen gezwungen, ihren An-

spruch auf das Zentrum Berlins sichtbar aufzugeben. Das als direkte Konkurrenz 

zu lesende ICC (Internationales Congress-Centrum) wurde unübersehbar zu-

rückweichend am Rande der Stadtautobahn in Charlottenburg angesiedelt.  

Im Rückblick erscheint der Palast der Republik weder als die unbefangene 

Spielstätte ostdeutscher Lebenskultur, zu der ihn im Zuge der Nachnutzungsde-

batte viele Stimmen der Erinnerung an das richtige Leben im falschen machen 

wollten, noch als die steinerne Fratze kulturfeindlicher  Barbarei, zu der sie die 

Wortführer der Abrissbirne gerne erklärten. Er erweist sich vielmehr als das 

Symbol eines arrivierten Sozialismus, der sich in einer Zukunft und Vergangen-

heit, kommunistisches Ideal und gesellschaftliche Realität versöhnenden Ge-

genwart verankert wähnte und ungeahnt gerade in dieser trügerischen Selbstge-

wissheit einer gesättigten Moderne den Keim seines Untergangs legte. 

Das kleine Beispiel sollte zwei unterschiedliche Richtungspfeile oder Bezugs-

ebenen andeuten, die uns im weiteren helfen könnten, den historischen Ort der 

DDR näher zu bestimmen. Der eine Richtungspfeil zielt auf die Verortung der 

DDR in der Kontinuität diktatorischer Herrschaft in Deutschland und als totali-

tären Satellitenstaat sowjetischer Prägung. Die andere Blickachse richtet sich auf 

die DDR als Teil des Jahrhundert umfassenden Projekts Moderne und des Wan-

dels seiner kulturellen Wertbindungen und Ordnungsvorstellungen.  
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Die DDR in der Kontinuität diktatorischer Herrschaft  

Der Vergleich zwischen DDR und NS-Staat 

Beginnen wir mit der Frage nach der Stellung der DDR zu den beiden großen 

Diktatursystemen des 20. Jahrhunderts: 

Die Debatte um den zukünftigen Platz der untergegangenen DDR war in den 

frühen neunziger Jahren von der Auseinandersetzung um die Frage beherrscht, 

ob die DDR als totalitärer Staat zu betrachten sei. So beendete die Bundestags-

Enquetekommission ihre öffentlichen Sachverständigenanhörungen mit einem 

Schlagabtausch über die Vergleichbarkeit der beiden deutschen Diktaturen, den 

der Kommissionsvorsitzende Rainer Eppelmann mit der Feststellung einleitete, 

dass die Verbrechen des Rassismus und des Völkermords den Nationalsozialis-

mus einzigartig mache, unterhalb dieser grundlegenden Differenz beide Diktatu-

ren aber „darin vergleichbar waren, dass es totalitäre Diktaturen waren“.9  

In der Tat hat besonders in der deutschen Forschung nach 1990 die Untersu-

chung der strukturellen Bezüge zwischen der NS-Herrschaft und der DDR eine 

herausragende Rolle gespielt. Unabhängig von der Frage, wie sehr die  DDR als 

eine „bloß abgeleitete“ Diktatur10 für eine typisierende Betrachtung der beiden 

Diktatursysteme überhaupt taugt, wurde aus totalitarismustheoretischer Perspek-

tive vor allem auf die politische Gleichschaltung durch die NSDAP bzw. die 

SED und ihre jeweiligen Massenorganisationen abgehoben. Forschungsinteresse 

als gemeinsame Merkmale fanden weiterhin die Herrschaftsabsicherung durch 

eine terroristische Geheimpolizei und eine chiliastische Zukunftsverheißung so-

wie ein charakteristischer „Persönlichkeitskult des Führers“, der die bolschewis-

tische wie die nationalsozialistische Diktatur jeweils „vom Willen eines einzigen 

Mannes“ abhängig machte.11 Mit dem Nationalsozialismus verband das SED-

Regime in dieser Sicht weiterhin eine monopolistische Machtkonzentration so-
 

9 Zwei Diktaturen in Deutschland IX, S. 575. 
10 Möller, Sind nationalsozialistische und kommunistische Diktaturen vergleichbar? 
11 Furet, Das Ende der Illusionen, S. 219. 
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wie eine bis zur Vernichtung reichende Unterdrückung von Minderheiten und 

willkürlich definierten Feindgruppen.12

Nun ist die begrenzte Aussagekraft solcher komparatistischen Gesamturteile 

heute allgemein anerkannt.  Sie arbeiten notwendigerweise mit uneinheitlichen 

Vergleichsgrößen und nicht kongruenten, teils sogar gegensätzlichen Verlaufs-

formen: Die NS-Herrschaft währte zwölf und die SED-Herrschaft über vierzig 

Jahre. Das eine System radikalisierte sich im Laufe seiner Existenz bis zum bei-

spiellosen Zivilisationsbruch, und das andere entradikalisierte sich bis zur trüge-

rischen Hoffnung auf eine Konvergenz der konkurrierenden Systeme. Das eine 

wurde in einer unerhörten  Anstrengung der zivilisierten Welt am Ende eines 

globalen Krieges apokalyptischen Ausmaßes von außen gestürzt, das andere 

friedlich von innen überwunden. Der Nationalsozialismus an der Macht bildete 

einen Herrschaftsdualismus aus, in dem Partei und Staat, Normenstaat und 

Maßnahmestaat koexistierten und vielfach ein polykratisches Leitungschaos er-

zeugten; die kommunistische Herrschaft hingegen beruhte auf der straffen Un-

terordnung des Staates durch eine alle Subsysteme durchherrschenden Partei.13 

Schließlich verstand die DDR-Diktatur sich selbst als radikale Überwindung der 

Hitler-Barbarei und bezog aus ihrem antifaschistischen Selbstverständnis einen 

nicht zu unterschätzenden Teil ihrer Legitimationskraft.  

Trotzdem bleiben strukturelle Analogien sichtbar, die zu einer Verortung der 

DDR in der Geschichte des 20. Jahrhunderts beizutragen vermögen: die die na-

tionalsozialistische wie die kommunistische Herrschaft einende Massenmobili-

sierung und der Einsatz moderner Massenbeeinflussungsmittel, die gemeinsame 

„Ankündigung eines neuen Menschentypus“14, die radikale Ablehnung von Plu-

ralismus, Individualität und Bürgerlichkeit mitsamt der Verachtung des Libera-

lismus als politischer Haltung und kulturellem Habitus; die Erziehung zu Anpas-

 
12 Möller, Sind nationalsozialistische und kommunistische Diktaturen vergleichbar? 
13 Kocka, Nationalsozialismus und SED-Diktatur in vergleichender Perspektive. 
14 Furet, Das Ende der Illusionen, S. 209. 
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sung und Duckmäusertum, die beide Diktaturen ungeachtet ihrer Strukturunter-

schiede förderten. Die DDR stellt sich unter diesen Vorzeichen als letzte Etappe 

des deutschen Sonderwegs dar, die mit dem Nationalsozialismus die gemeinsa-

me „Verwurzelung in den illiberalen Traditionen der deutschen Kultur“ teilt und 

die Ankunft Ostdeutschlands im Westen bis 1989/90 verzögert hat durch die 

„weitere Einübung in Abhängigkeit, geringe wirkliche Partizipation an den öf-

fentlichen Dingen, die Bereitschaft [...], sich wegzuducken, sich anzupassen, 

mangelnde Zivilcourage“.15  Die abnehmende Strahlkraft der Sonderwegsthese 

hat dieser Einordnung in den letzten fünfzehn Jahren viel an Überzeugungskraft 

genommen. Aber eine Einordnung der DDR in die Geschichte des 20. Jahrhun-

derts wird auch weiterhin danach fragen müssen, ob der ostdeutsche Teilstaat 

nicht der preußischere war. Für diese These spricht immerhin, dass in der DDR 

eine antiwestliche Grundhaltung ebenso wie die Traditionen des Obrigkeitsstaa-

tes und die Insignien preußischer Militärmacht ihre Heimstatt behielten und die 

Rückbesinnung auf das historische Erbe nicht zufällig mit einer spektakulären 

Rehabilitierung Friedrichs II. begann. 

Statt dieser großen Fragen hat die historische Forschung allerdings in den zu-

rückliegenden Jahren doch eher kleiner dimensionierte Längsschnitte herausprä-

pariert16, um die historische Beziehung der DDR zum Nationalsozialismus aus-

zuloten. Sie hat dabei hinter den augenfälligen Ähnlichkeiten vor allem die Dif-

ferenzen etwa zwischen den Organisationsstrukturen von NSDAP und SED auf 

lokaler Ebene oder den beiden „Pseudogewerkschaften“ DAF und FDGB her-

ausgearbeitet.17 Auch in der Technik der Massenbeeinflussung hat der genauere 

Blick mittlerweile mehr als alles die eklatanten Unterschiede in der Medienwir-

kung der NS-Herrschaft gegenüber dem SED-Regime offenbart, dem eine flä-

 
15 Ebd. 
16 So stellen etwa Heydemann und Oberreuter in der Einleitung ihres Sammelbandes zum Vergleich von natio-
nalsozialistischer und SED-Herrschaft dem „ganheitlichen, integralen Makrovergleich“ den „sektoralen oder 
partiellen Mikrovergleich“ gegenüber. Diktaturen in Deutschland, S. 32 u. 34. 
17 Schmiechen-Ackermann, in: Diktaturen in Deutschland 
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chendeckende Monopolisierung des Rundfunks eben nicht mehr gelang. Zwar 

sind in der Forschung der letzten Jahre auch unvermutete Verbindungslinien 

zwischen beiden Regimes markant zu Tage getreten: so die Persistenz antisemi-

tischer Stereotype in der DDR oder die Konvergenz von kommunistischem Na-

tionalismus und überkommener Judenfeindschaft im Antizionismus als „sekun-

därem Antisemitismus“18. Insgesamt aber hat der generalisierende Vergleich 

zwischen Nationalsozialismus und SED-Herrschaft zur Verortung der DDR in 

der Geschichte des 20. Jahrhunderts weniger beizusteuern vermocht als nach 

1990 zunächst zu vermuten war. 

 

Die DDR als Teil des stalinistischen Systems 

Im Ganzen sehr viel aussagekräftigere Verbindungen stellt hingegen die Be-

trachtung der DDR als Teil des stalinistischen Herrschaftssystems heraus. Der 

Sowjetunion verdankte die DDR ihre Entstehung und ihre fortdauernde Exis-

tenz. Dies bewies in aller Härte nicht nur der von sowjetischen Panzern erstickte 

Juniaufstand 1953, sondern ebenso Breshnews Mahnung von 1970, dass die E-

xistenz der DDR den Interessen aller sozialistischen Staaten entspräche, oder der 

hinhaltende Einspruch der Moskauer Führung gegen Honeckers Bonn-Reise 

noch in den achtziger Jahren. Es besteht kein Zweifel, dass die DDR ein sowje-

tischer Satellit war und blieb. Auch wenn die politischen Handlungsspielräume 

der SED-Führung mit den Jahren langsam und durchaus nicht linear wuchsen, 

blieb die DDR „ein von der Sowjetunion und ihren Einrichtungen penetriertes 

System“19,das sich dem sowjetischen Vorbild im Laufe der Jahre im Großen wie 

im Kleinen anglich. Das gilt für die Arbeitsorganisation mit ihren Wettbewerbs-

formen und Gratifikationssystemen20 ebenso wie für die „adaptive Sowjetisie-

rung der politischen Kultur“ mit  ihren Organisationsritualen und Masseninsze-

 
18 Thomas Haury, Antisemitismus von links, S. 462. 
19 Faulenbach, in: Bilanz der DDR-Forschung, S. 10. 
20 Werner Plumpe, Arbeitsorganisation zwischen sowjetischem Muster und deutscher Tradition, S. 86. 
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nierungen, und es gilt gleichermaßen für die „Gebärdensprache“ der kommunis-

tischen Politik, die Sakralisierung von Ertragsquoten und Planzahlen und die 

Monumentalität von Gedenkritualen.21

Zu diskutieren aber bleibt, wie tief über die generelle Sowjetisierung hinaus die 

DDR auch zu einer stalinistischen Gesellschaft umgeformt wurde. Bezieht man 

den schillernden Begriff Stalinismus  als historischen Periodisierungsbegriff auf 

die Phase der rücksichtslosen Umgestaltung zwischen 1950 und 1953, ist die 

DDR ab dem Ende der Entstalinisierungskrise 1961 sicherlich nicht mehr als 

stalinistisch anzusprechen. Versteht man unter Stalinismus weiter gefasst das 

Zusammenspiel von byzantinischem Personenkult und menschenverachtender 

Willkürherrschaft in einer manichäisch geteilten Welt mit permanentem Bedro-

hungscharakter, so wies die DDR spätestens von der Verwandlung der SED in 

eine „Partei neuen Typs“ 1948 bis zu ihrem Untergang durchgehend stalinisti-

sche Züge auf.  

Eine förmliche Vergottung Stalins prägte die kommunistische Herrschaftsinsze-

nierung bis 1956 auch in der DDR. Die Nachricht von seinem Tod rief auch in 

der DDR ein keineswegs nur inszeniertes Verlustgefühl wach, das sich den Trä-

nenausbrüchen von Straßenpassanten ebenso ausdrückte wie in der panegyri-

schen Huldigungslyrik von Stefan Hermlin bis Rudolf Bahro. Rainer Gries hat 

herausgearbeitet, in welchem Maße die Parteipropaganda gleichermaßen auch 

Walter Ulbricht in den über zwanzig Jahren seiner Machtausübung als ‚deut-

schen Arbeitersohn’ und ‚Staatsmann’, ‚stählernen Kämpfer’, ‚Freund der Ju-

gend’ und ‚vorbildlichen Forscher’ stilisierte und feierte. Andrew Thorndikes 

Film „Baumeister des Sozialismus“ stellt eine zum 60. Geburtstag Ulbrichts 

1953 produzierte und wegen des Juni-Aufstandes nie öffentlich präsentierte In-

karnation des Personenkultes dar. Nicht weniger extensiv entwickelte sich der 

Personenkult, mit dem sich sein Nachfolger Honecker umgab. Von Jahr zu Jahr 

 
21 Danyel, Politische Rituale als Sowjetimporte, S. 70 
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stieg die Zahl der Abbildungen in der Presseberichterstattung etwa zur Leipziger 

Messe, die den Generalsekretär in ermüdender Wiederholung mit immer densel-

ben stereotypen Gesten konterfeiten. 

Anders als der nationalsozialistische Führerkult gilt der kommunistische Perso-

nenkult im Kern allerdings einem abwesenden Führer, der weniger Mensch als 

vielmehr Idee war. Die Verehrung Stalins als ‚genialen Feldherrn’ und ‚weisen 

Staatenlenker’ der Sowjetunion“, als ‚tiefgründigen Forscher und kühnen Den-

ker’ und ‚großen Lehrer der Arbeiterbewegung’ galt einer abstrakten Person. Ihr 

charismatisches Proprium entfaltete sie gerade in der Abwesenheit des Charis-

ma-Trägers. Ebenso präsentiert Thorndikes Ulbricht-Film einen dienenden Dik-

tator, dessen Legitimation sich auf seine stupende Nützlichkeit stützt. Als Person 

ist Ulbricht austauschbar, als Prinzip nicht. Hieraus erklärt sich die hölzerne 

Darstellung von sozialistischen Leitungskadern in der sowjetischen Welt, die als 

„bloße Illustrationen einer bestimmten politischen Linie“ in Erscheinung tre-

ten.22 Ihre Auswechselbarkeit und ebenso ihre zeichenhafte Formelhaftigkeit, 

die bis in die stereotypen Huldigungsgesten auf der Tribüne der Parteiführung 

bei Massenaufmärschen reicht, verweist darauf, dass Personen im Parteikult des 

Kommunismus nur Stellvertreterfunktion wahrnahmen.  Hinter ihnen stand die 

Partei, deren sakralisierende Aufwertung  von der Gewissheit, daß sie „immer 

recht“ habe, bis zur Ausstattung mit anthropomorphen Zügen reichte. In der 

Sprache Max Webers ersetzte sie die charismatische Gnadengabe des außerall-

täglichen Herrschers durch die „Anstaltsgnade“, und diese Prägung der SED-

Herrschaft zerbrach erst im Übergang von Honecker zu Krenz. 

Eine ähnliche Kontinuität lässt sich in bezug auf das zweite Definitionsmerkmal 

des Stalinismus in der DDR verfolgen. Es präsentiert sich im Selbstverständnis 

einer Parteiherrschaft, die sich unbeschränktes Zugangsrecht gegenüber der 

 
22  Jürgen Danyel, Die unbescholtene Macht. Zum antifaschistischen Selbstverständnis der ostdeutschen Eliten, 
in: Peter Hübner (Hg.), Eliten im Sozialismus. Beiträge zur Sozialgeschichte der DDR, Köln/Weimar/Wien 
1999, S. 67-85, hier S. 67 f. 
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Sphäre des Privaten und des Individuellen anmaßte. Ihre Geltungskraft erläuterte 

der Chef der innerparteilichen Kontrolle Hermann Matern den Mitgliedern der 

neu gegründeten ZPKK 1949 so: „Ihr habt alle Rechte, es gibt keine Schranken. 

[...] Die einzige Schranke ist: Wie dienen wir am besten der Partei“.23 Materns 

Auslassung spiegelt die stalinistische „Obsession der Bolschewiken für Transpa-

renz im öffentlichen Leben“24, deren  Kampf um die Seele der sowjetischen Be-

völkerung in den Moskauer Schauprozessen 1936-38 kulminierte. In ihr spiegelt 

sich die charakteristische Dialektik von Geschlossenheit und Gefährdung, die 

ein Wesensmerkmal des Stalinismus bildete. Sie zeigte sich in der Phase des 

Hochstalinismus im wahnhaften Kampf gegen Titoismus und Trotzkismus eben-

so wie in der um Noel Field kreisenden Agentenhysterie und in der mißtraui-

schen Durchleuchtung von Westemigranten. In ihrer selbstmörderischen Bin-

nenrationalität wurden die Herrschaft des Kollektivs über das Individuum und 

der Kampf um innere Geschlossenheit in einer von Feinden umgebenen Welt 

durch Stalins Tod und den Juniaufstand 1953 gestoppt. Als Prinzip lässt sich 

ihre Geltungskraft bis in die Spätphase des Regimes weiterverfolgen. Auch der 

„allmähliche Übergang vom Primat der Säuberung und Verfolgung hin zum 

Prinzip der Erziehung und Prävention“, den Thomas Klein für die Tätigkeit der 

Zentralen Parteikontrollkommission zwischen den fünfziger und achtziger Jah-

ren festgestellt hat25, änderte nichts am Rhythmus von innerparteilichen Wach-

samkeits- und Säuberungskampagnen oder der notorischen Rückbindung von 

Fehlschläge an feindliche Verschwörungen. Der nachlassende Politisierungs-

druck im heimlichen Gesellschaftsvertrag der Honecker-Ära setzte den grund-

sätzlichen Vorrang des Politischen vor Recht, Wirtschaft und Individualsphäre 

nicht außer Kraft. Er ließ ebenso wenig das strukturelle Freund-Feind-Denken 

der SED-Diktatur und das ihr eingeschriebene Bewusstsein der eigenen Gefähr-

 
23 Klein/Otto/Grieder, Repression: Parteien neuen Typs 
24 Hellbeck (Hg.), Tagebuch aus Moskau, S. 50, Fn. 49. 
25 Klein, „Für die Einheit und Reinheit der Partei“, S. 480. 
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dung verblassen, das die westliche DDR-Beobachtung so eklatant von der östli-

chen Binnensicht unterschied. 

Gleichwohl lassen sich unschwer ganze Sektoren der DDR-Gesellschaft ausma-

chen, die sich einer Stalinisierung ganz oder weitgehend entzogen. Zu nennen 

sind mehr oder minder resistente Milieus wie die der Ärzte und der christlichen 

Kirchen, gesellschaftliche Bereiche wie Hochschulen und Akademien, deren 

Transformation sich bis in die späten sechziger Jahre hinzog. Gleiches gilt für 

die fortbestehenden deutsch-deutschen Gemeinsamkeiten und Verbindungen, 

die erst 1961 und danach gekappt wurden. Am ehesten einer stalinisierenden 

Durchformung zugänglich waren fraglos die Herrschaftsinstrumente der Dikta-

tur selbst, seit man 1948 energisch daran ging, mit den Worten Anton Acker-

manns „eine Partei nach dem Vorbild der Bolschewistischen Partei der Sowjet-

union zu schaffen“. In praktisch-organisatorischer Hinsicht bedeutete dies den 

Zusammenschluss einer Herrschaftselite von Berufsrevolutionären, die ihre als 

Avantgarderolle verbrämte Alleinherrschaft mit den bekannten Mitteln des Frak-

tionsverbots, des Machtzentralismus, der Parteidisziplin und der politischen All-

zuständigkeit absicherte.  

Schon aber die Zivilgerichtsbarkeit zeigte auch in den fünfziger Jahren das ganz 

andere Bild einer auf Ausgleich bedachten Konfliktregelung in der Gesellschaft. 

Die akademische Welt wurde außerhalb der reinen Ideologiefächer erst in den 

sechziger Jahren vollständig in sozialistischem Sinne umgestaltet. Auf Betriebs-

ebene spielten Aushandlungsprozesse zwischen Kompromiß und Konflikt eine 

durchgehend größere Rolle als stalinistische Stachanowkampagnen. Selbst die 

Mitgliedschaft der SED folgte dem stalinistischen Anpassungsdruck keineswegs 

vorbehaltlos, so sehr dies das äußere Erscheinungsbild der SED vorgaukeln 

mochte. Immer wieder monierte die Zentrale Parteikontrollkommission „das 

Schweigen in den Mitgliederversammlungen“ und verbreitete „antisowjetische 

Stimmungen“. Gegen sie kamen die forcierten Parteischulungen schon deshalb 
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nicht an, weil die geringe Teilnahmebereitschaft der Mitglieder die gesamten 

fünfziger Jahren hinweg ein fortwährendes Ärgernis der Parteiführung blieb. 

Aber auch auf der Herrschaftsebene endet die Phase des offenen und bekennen-

den, des performativen Stalinismus in den Jahren der krisenhaften Entstalinisie-

rung in den späten fünfziger Jahren. Der Mauerbau, das Konzept der friedlichen 

Koexistenz und später die Entspannungspolitik führten ein pragmatisches Mo-

ment ein, welches das stalinistische Pathos der unbedingten Machbarkeit er-

schütterte und dem Projekt Sozialismus seine terroristische Dynamik nahm. Der 

stalinistische Charakter des SED-Regimes zog sich in den sechziger Jahren 

gleichsam in die Latenz zurück, und infolge der weiteren Ritualisierung und E-

rosion der politischen Herrschaftskultur im SED-Staat wurde es zunehmend un-

vorstellbar, die biographisch und machtstrukturell fortbestehenden Grundmuster 

des stalinistischen Politikstils noch einmal aus dieser Latenz zu erwecken. 

 

Die DDR und das Projekt Moderne 

Wie modern war die DDR? 

Eine in vieler Hinsicht ganz andere säkulare Verortungsperspektive eröffnet die 

Frage nach der Zugehörigkeit der DDR zum Projekt Moderne, deren Entwick-

lung die Geschichte des 20. Jahrhunderts systemübergreifend geprägt hat. Ob 

die von politischer Homogenisierung und funktionaler Entdifferenzierung ge-

kennzeichnete DDR überhaupt als moderne Gesellschaft bezeichnet werden 

kann, ist mit Blick auf die „Effizienzeinbußen und Modernisierungsverzüge in 

allen Bereichen der Gesellschaft“ vielfach bezweifelt worden.26 Detlef Pollack 

identifizierte die DDR als eine „semimoderne Mischgesellschaft“, die durch die 

Zentralisierung aller gesellschaftlichen Steuerungsbereiche wirtschaftliches und 

soziales Modernisierungspotential gleichzeitig freisetzte und abbremste. In je-

 
26 Pollack, Wie modern war die DDR, S. 12. 
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dem Fall zeigen Modernisierungsindikatoren wie die Verteilung von Erwerbstä-

tigen auf Wirtschaftssektoren, die Entwicklung des Dienstleistungssektors und 

der Ausbau des Bildungswesens, aber auch die nachlassende Aufstiegsmobilität, 

dass das Tempo der Modernisierung seit den siebziger Jahren deutlich abnahm 

und die DDR sich mehr und mehr auch aus modernisierungstheoretischer Sicht 

in eine „gefesselte Gesellschaft“ verwandelte.27

Gleichwohl steht außer Frage, dass der ostdeutsche Staat mit Hilfe einer zentral 

gesteuerten Wirtschaftsplanung und ihrer anfänglichen Orientierung auf die 

Hochtechnologie eine moderne Industrialisierungsgesellschaft zu errichten such-

te, die nach dem Ende der Wiederaufbauphase in der Mitte der fünfziger Jahre 

eine „neue industrielle Umwälzung“ ausrufen konnte. Im März 1956 entwickelte 

Ulbricht auf der 3. Parteikonferenz der SED gar die Vision einer modernen 

DDR auf dem Weg ins postindustrielle Computerzeitalter, als er forderte, „die 

Kernenergie [...] auszunutzen, die weitestgehende Mechanisierung und Automa-

tisierung der Produktion einzuführen; bestimmte Arten geistiger Arbeit maschi-

nell zu lösen, zum Beispiel durch die Produktion von Elektrorechenmaschinen 

sowie die Entwicklung von Halbleitergeräten“.28 Bekanntlich musste dieser An-

spruch in den Folgejahrzehnten ebenso beerdigt werden wie schon 1961 der sie-

ben Jahre zuvor vom Politbüro beschlossene Anlauf zum Aufbau einer eigenen 

Flugzeugindustrie. Gleichwohl ließen der Bau des ersten DDR-Atomkraftwerks 

in Rheinsberg oder die ersten Anläufe zur Ausstrahlung von Farbfernsehen in 

der Mitte der sechziger Jahre den von der Parteiführung proklamierten Kampf 

um die „Erreichung des wissenschaftlich-technischen Höchststandes“29 noch 

nicht völlig aussichtslos erscheinen. Auch die oft zitierte Abkehr von der Erwar-

tung, „in technischer Hinsicht die kapitalistischen Länder einzuholen und zu ü-

 
27 Ebd., S. 17. 
28 Zit. n. Raymond G. Stokes, Von Trabbis und ACytelen – die Technikentwicklung, in: André Steiner (Hg.), 
Überholen ohne einzuholen. Die DDR-Wirtschaft als Fußnote der deutschen Geschichte?, S. 113. 
29 Ulbricht 1964, zit. n. ebd., S. 119. 
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berholen“30, hin zu der defensiven Rede vom „Überholen ohne einzuholen“ be-

deutete noch nicht, dass das Regime seine Bemühungen um eine Erneuerung des 

Innovationssystems aufgegeben hätte. Die 1968 von Ulbricht selbst geprägte 

und zur Propagierung des ÖSS (Ökonomisches System des Sozialismus) ver-

wandte Formel31 zeugte vielmehr von dem noch ungebrochenen Selbstbewusst-

sein des sozialistischen Lagers, den Vorsprung der kapitalistischen Technologie 

durch die Entwicklung alternativer Systeme und Wege kompensieren zu können. 

 Am Ende der sechziger Jahre schien die DDR die Hoffnungen und Härten der 

utopischen Moderne überwunden zu haben und in einer pragmatischen Moderne 

angekommen zu sein, die mit eindrucksvollen Investitionssteigerungen und auch 

Produktivitätszuwächsen von 5% und mehr pro Jahr in der zweiten Hälfte der 

sechziger Jahre aufwarten konnte. International für innovativ geltende Wachs-

tumsbranchen wie die Chemiefaserindustrie und die Elektroindustrie drängten 

traditionelle Wirtschaftsektoren wie den Steinkohlenbergbau oder die Textilin-

dustrie zurück. Zusammen mit der besseren Versorgung der Bevölkerung mit 

Konsumgütern und einen durchschnittlichen Wachstum der Reallöhne um jähr-

lich 2% schienen diese Faktoren von der Gangbarkeit eines eigenen planwirt-

schaftlichen Modernepfad  zu zeugen, bevor noch der VIII. Parteitag der SED 

1971 die „Erhöhung des materiellen und kulturellen Lebensniveaus des Volkes“ 

als neue Hauptaufgabe proklamierte.  

Die Kosten der daraus resultierenden sozial- und konsumpolitischen Maßnah-

men wie die wachsenden Ausgaben für den Militär- und Sicherheitsbereich 

erzwangen im Verein mit den steigenden Rohstoffpreisen der siebziger Jahre 

eine Senkung der Investitionsquote und führten die DDR in eine Verschul-

dungskrise. Aus hätte allein eine Kürzung der Sozialausgaben herausgeführt, zu 

der die SED-Führung sich ungeachtet aller Warnungen etwa von Gerhard Schü-

rer bekanntlich bis zum staatlichen Zusammenbruch nicht bereit fand. Der Ort 

 
30 Heinrich Rau, zit. n. ebd. 
31 Steiner, Vom Plan zum Plan, S. 142. 



 17

                                                

der DDR im Projekt Moderne ist nicht von der Frage zu trennen, warum „die 

DDR-Führung ihren wohlfahrtsstaatlichen Kurs auch dann noch bei(behielt), als 

der Zielkonflikt zwischen Sozialpolitik und wirtschaftlicher Leistungskraft un-

übersehbar geworden war“, „obwohl sie doch in vielen anderen Feldern die Inte-

ressen und die Rechte der DDR-Bürger mit Füßen trat“.32  

Eine Antwort hat Konrad Jarausch mit dem von ihm eingeführten Begriff der 

„Fürsorgediktatur“ zu finden versucht. Er beschreibt den Doppelcharakter von 

moderner Wohlfahrtsstaatlichkeit, die soziale Gleichheit und ökonomische Si-

cherheit auf dem Weg paternalistischer Unterdrückung zu erreichen suchte, die 

die sozialistische Moderneutopie mit vormoderner Entmündigung anstrebte. 

Wenngleich das Konzept der Fürsorgediktatur erkennbar besser auf Honeckers 

Formel der Einheit von Wirtschafts- und Sozialpolitik“ als auf die hochstalinisti-

sche Phase der rücksichtslosen Industrialisierung und Kollektivierung passt, so 

fügt sich der staatliche Sozialpaternalismus des SED-Regimes doch in eine Kon-

tinuitätslinie der deutschen Arbeiterbewegung, die sich in ihren Zielen und in 

ihrem Staatsverständnis von der Bismarckzeit bis zur Honeckerzeit treu blieb. 

Auch das oberflächlich allein aus dem sowjetischen Vorbild abgeleitete Gesamt-

system der ostdeutschen Arbeitsorganisation mit ihrem Tauschgeschäft zwi-

schen Arbeitsleistung und Lebenssicherheit geht, wie Werner Plumpe überzeu-

gend argumentierte, in ihrer sozialprotektionistischen Motivlage auf „eine be-

reits seit Bismarck mächtige Tendenz [zurück], die soziale Frage im Sinne der 

Pazifizierung der Arbeiterschaft zu lösen“. Sie tradierte eine deutsche Prägung 

in sowjetischer Gestalt und trug so dazu bei, die Vorstellung eines umfassend 

 
32 Manfred G. Schmidt, Der Wohlfahrts- und Arbeitsstaat – die Sozialpolitik, in: André Steiner (Hg.), Überholen 
ohne einzuholen. Die DDR-Wirtschaft als Fußnote der deutschen Geschichte?, S. 136. Schmidt selbst nennt als 
Gründe „für die unerbittliche Verteidigung ehrgeiziger Wohlfahrtsstaatlichkeit“ zum einen die aus dem Trauma 
des 17. Juni 1953 resultierende Furcht vor den destabilisierenden Folgen von Lohn- und Sozialleistungskürzun-
gen, zum anderen das „Politik- und Programmerbe der SED“: „Die SED verstand sich programmatisch als Partei 
der kommunistischen Arbeiterbewegung und als heilsbringende Formation, die das Fernziel einer Gesellschaft 
ohne Not, Arbeitslosigkeit, Standes- und Klassenunterschiede und mit einem Höchstmaß an Produktivkraftent-
faltung versprach.“ Ebd. 
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vor den Risiken der Marktwirtschaft schützenden Staat über das Ende der DDR 

hinaus zu konservieren.33

 

Wertewelt und Wertewandel 

Mit diesen Motivlagen ist bereits die Kontinuität und Diskontinuität der Wert-

vorstellungen und Leitbilder berührt, die ebenfalls zu einer Standortbestimmung 

der DDR im 20. Jahrhundert dienen können. Das 20. Jahrhundert ist das Jahr-

hundert der großen Ordnungsentwürfe Faschismus, Kommunismus und Libera-

lismus, aus deren Konkurrenz am Ende der demokratische Rechtsstaat als „Ü-

berraschungssieger“ hervorgegangen ist. Im säkularen Kampf um die „grund-

sätzlichen Prinzipien, Konzepte und Theorien des politischen, sozialen und kul-

turellen Lebens“ (Hartmut Kaelble) kam Pathosformeln wie „Staat“ und „Par-

tei“, „Ordnung“ und „Gemeinschaft“ über die Systeme hinweg eine organisie-

rende Kraft zu, die der herrschenden „Sehnsucht nach Einheit, Ordnung und In-

tegration“ in der ersten Jahrhunderthälfte entsprach. Aus dieser Perspektive stellt 

sich das kommunistische Projekt in der  DDR als Nachleben einer sozialen „To-

talutopie“34 dar, deren mentale und habituelle Grundmuster diktatorisch durch-

gesetzt und bis zum Ende künstlich aufrechterhalten wurden, während sich in 

der Parallelgeschichte der Bundesrepublik neue Werthorizonte etablierten. 

Tatsächlich hat die sozialwissenschaftliche Wertewandelsforschung im An-

schluss an Robert Inglehart die sinnstiftende Legitimationsgrundlage von Orien-

tierungsstandards herausgearbeitet, die den gemeinsamen kulturellen Horizont 

von Individuen, Institutionen, Milieus und Gesellschaften festlegt und die durch 

 
33 Plumpe, Arbeitsorganisation zwischen sowjetischem Muster und deutscher Tradition, S. 86 f.: Die Frage, ob 
die Industriellen Beziehungen in der DDR nur eine Fußnote der längerfristigen deutschen Wirtschaftsgeschichte 
sind, bekommt mithin eine doppelte Antwort: Die gewählten Institutionen waren fremd, doch das Denken nicht.  
Denn in Deutschland hatte man seit dem frühen 19. Jahrhundert Angst vor dem Markt und daher die große Frage 
aufgeworfen, ob nicht ohne Bändigung der Marktkräfte die Gesellschaft zerbreche. Auf diese deutsche Frage hat 
die DDR nach 1949 eine russische Antwort gegeben, die in deutschen Gelehrtenstuben vorbereitet worden ist.“ 
Ebd., S. 87. 
34 Nolte, Die Ordnung der Moderne, S. 160. 
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tradierte Gewohnheiten, erlernte Praktiken ebenso wie durch geltende Werte und 

Sprachkonventionen bestimmt ist. Für die Bundesrepublik wie für den Westen 

insgesamt ist dabei ein in sich allerdings keineswegs homogener Wertewandels-

prozess kennzeichnend, der die Dominanz von Pflicht- und Akzeptanzwerten 

wie Selbstbeherrschung, Leistung und Gehorsam zugunsten von Selbstentfal-

tungswerten wie Individualität, Genuss und Selbstverwirklichung ablöste und 

als Fundamentalliberalisierung, Umgründung oder Modernisierung gefasst wird. 

Sie ging einher mit einer Verwestlichung und Informalisierung der westdeut-

schen Nachkriegsgesellschaft. Die Ausbreitung einer populären Massenkultur 

und die Orientierung am American way of life führte dazu, dass die „unironi-

sche Kultur des alten Deutschlands [...] ironisiert“ wurde.35

Die Herrschaftskultur des kommunistischen Projekts hat diesen als Kulturverfall 

bewerteten Wandel mit allen Kräften abzuwehren versucht und den Transport 

kultureller Muster bis zum Ende der sechziger Jahre unter Rückgriff auf die To-

poi der bildungsbürgerlichen Amerikaverachtung (Vermassung, Profitorientie-

rung, Oberflächlichkeit) und auch die traditionellen Werte der Arbeiterbewe-

gung unterbunden, wo sie konnte. Wie wenig sie damit auf die Dauer Erfolg hat-

te, zeigte sich in der „verdeckten Amerikanisierung“ in industriellen und land-

wirtschaftlichen Produktionsmethoden36  ebenso wie in der „informellen kultu-

rellen Amerikanisierung“. Sie sorgte dafür, dass sich etwa der Rock ’n’-Roll ge-

gen den 1958 kreierten DDR-Modetanz „Lipsi“ durchsetzte, so sehr ostdeutsche 

Filme und Funktionäre ihn als Zeichen des Sittenverfalls und gezielte Aggressi-

on des Klassenfeindes zu verdammen suchten.37

Deutlicher als in der für die DDR noch nicht sehr ergiebigen Wertewandelsfor-

schung lässt sich der kulturgeschichtliche Ort der DDR an ihren Zeitmustern 

und besonders an ihrem Verhältnis zu Zukunft und Vergangenheit ablesen. Wie 

 
35 Claus Leggewie,  Go East!, in: Kursbuch 141 (200), S. 163 
36 Jürgen Danyel, Politische Rituale als Sowjetimporte, in: Jarausch/Siegrist (Hg). Amerikanisierung und Sowje-
tisierung, S. 85 
37 Ute G. Poiger, Rock’n Roll, in: Ebd., S. 281 
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sein sowjetisches Vorbild war der SED-Staat von einer ungeheueren Umbruchs-

radikalität bestimmt, und auch die Propaganda der SED mobilisierte ein Fort-

schrittspathos, das die Vergangenheit gegenüber der Zukunft nicht nur radikal 

abwertete, sondern im Konfliktfall als Argument überhaupt nicht anerkannte. 

Dies gilt für den Städtebau, der in der Planung der sozialistischen Stadt auch die 

bedeutendsten historischen und kunsthistorischen Bauwerke nicht verschonte, 

wenn sie denn der sozialistischen Umgestaltung im Wege standen. Und es gilt 

genauso für die Wissenschaften, die etwa im Bereich der Geschichtswissen-

schaft der Zukunft eigenständigen Erkenntnisrang zuwies und die Entwick-

lungszäsuren der deutschen Geschichte nach dem jeweils international Neuen 

datierte. Auch in der DDR wurde der Fortschrittskult als utopischer Allmachts-

glaube inszeniert. Von einem mobilisierenden Leistungspathos waren die mit 

den Namen Stachanow und Hennecke verbundenen Arbeitskampagnen erfüllt, 

die mit immer neuen Schichtleistungen wetteiferten. Eine geradezu kultische 

Züge tragende Technikgläubigkeit begleitete den wirtschaftlichen Aufschwung 

der fünfziger Jahre38 und kulminierte in der Sputnik-Begeisterung, die die erste 

Erdumrundung eines unbemannten Satelliten 1957 als den Weltraum erobernden 

Sieg des Sozialismus inszenierte.  

 „Die Zukunft ist unwiderruflich auf unserer Seite!“ In diesem in zahllosen Va-

rianten überlieferten Kernsatz politischer Propaganda im SED-Staat tritt ein we-

sentliches Ingrediens kommunistischer Herrschaftslegitimation zutage: die poli-

tische Aufladung einer streng linear  („unwiderruflich“) gedachten und räumlich 

(„auf unserer Seite“) klar verortbaren  Zeit, die ihren Sinn von der Zukunft emp-

fängt. Einem utopischen Allmachtsglauben entsprach die mit dem Namen Tro-

fim Denissowitsch Lyssenko verbundene „fortschrittliche“ Genetiklehre, die die 

Vererbungsgesetze aufheben wollte, oder  der Traum vom Neuen Menschen, der 

 
38 Anneli Hartmann/Wolfram Eggeling, „Das zweitrangige Deutschland“ – Folgen des sowjetischen Technik- 
und Wissenschaftsmonopols für die SBZ und die frühe DDR, in: Wolfgang Emmerich/Carl Wege (Hg.), Der 
Technikdiskurs in der Hitler-Stalin-Ära, Stuttgart/Weimar,1995, S. 189-202. 
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sich in Ulbrichts berühmten 10 Geboten der sozialistischen Ethik und Moral 

vom Juli 1958 und dem Entwicklungsziel einer sozialistischen Menschenge-

meinschaft ausdrückte. Im „vollentwickelte[n] gesellschaftliche[n] Menschen 

mit einem neuen politisch-moralischen Antlitz“ und seinem „Schritt vom ‚Ich 

zum Wir’“39 würden individuelle und gesellschaftliche Lebensziele so miteinan-

der zur Deckung kommen, dass außerökonomische Leistungsanreize mit der 

Zeit mehr und mehr überflüssig würden.  

Als ideologische Grundkategorie blieb das Fortschrittsdenken bis zum Ende der 

DDR unangetastet. Wohl aber und nahezu unmerklich verschoben sich mit den 

Jahren seine diskursive Stellung und die konnotativen Bedeutungsränder des 

Begriffs. In den sechziger Jahren büßte das Fortschrittsparadigma seinen vor-

wärtsstürmendem Gehalt und seinen pathetischen Schwung ein Unmerklich ver-

lor der Fortschritt seine utopische Kraft und wandelte sie in die wissenschaftlich 

beglaubigte Sicherheit einer gesetzlich voranschreitenden Entwicklung um. 

Während der Fortschrittsbegriff in der DDR seinen lexikalischen Sinn unverän-

dert wahrte, wandelte sich sein Stellenwert in der politischen Herrschaftskultur 

der DDR von einem utopischen Aufbruchskonzept mit totalitären Zügen in den 

fünfziger Jahren zu einer wissenschaftlich berechenbaren Plangröße in den 

sechziger Jahren. In den siebziger Jahren entwickelte er sich dann mehr und 

mehr zu einer fremdbestimmten Herausforderung weiter und verlor  schließlich 

mit seiner kulturellen Erschließungsfunktion überhaupt auch den Rest seiner le-

gitimatorischen Bindungskraft. Zukunftsverlust und Fortschrittskrise spiegeln 

die Aushöhlung eines auf das Neue gerichteten Zeitverständnisses in der politi-

schen Kultur des SED-Staates, dessen ursprüngliche Mobilisierungskraft sich 

am Ende gegen diesen Staat selbst richtete und ihn als eine erstarrte Welt ohne 

Zukunft demaskierte. 

 

 
39 Jörg Vollholzer, Über einen Wesenszug des sozialistischen Staatsbewusstseins in der Deutschen Demokrati-
schen Republik, in: Deutsche Zeitschrift für Philosophie 6 (1958), S. 903-923, hier S. 905 u.918. 
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Fazit 

Fassen wir zusammen: Aus modernisierungstheoretischer Sicht tritt ein anderes 

Bild hervor als von diktaturgeschichtlicher Warte. Im einen Fall zeigt der SED-

Staat sich als ein kommunistisches Regime von allmählich nachlassender Re-

pressivität und verfeinerten Herrschaftstechniken, das an der Wende von den 

sechziger zu den siebziger Jahren in die Phase seiner Veralltäglichung und 

Normalisierung eintrat. Im anderen Fall präsentiert er sich als ein Gesellschafts-

projekt der radikalen Moderne, das seinen gewaltsam durchgesetzten Auf-

bruchscharakter nicht nur ideologisch, sondern auch sinnweltlich abzusichern 

versuchte, aber die kulturelle Aushöhlung seines Geschlossenheitsanspruchs und 

Wertehorizontes mit den Jahren immer weniger zu verhindern vermochte. So 

gegenläufig diese unterschiedlichen Verortungen der DDR im 20. Jahrhundert 

auch ausfallen, belegen sie doch gerade darin die spannungsgeladene Wider-

sprüchlichkeit einer Diktatur des 20. Jahrhunderts, die Modernität mit Unterdrü-

ckung verknüpfte und deren Platz im historischen Gedächtnis unserer Zeit bis 

heute umstritten bleibt. Gemeinsam ist beiden Ortsbestimmungen allerdings, 

dass sie den Niedergang der kommunistischen Herrschaft eher langfristig als 

kurzfristig deuten. Nicht Schabowskis Versprecher und Gorbatschows Bei-

standskündigung, auch nicht die Macht der Bürgerbewegung oder die außen-

wirtschaftliche Schuldenkrise haben demnach den wichtigsten Beitrag zum Zu-

sammenbruch des Regimes geleistet, sondern das spätestens mit den siebziger 

Jahren einsetzende Zusammenspiel von äußerer Zivilisierung und  innerer Ero-

sion des kommunistischen Projekts. 


